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B6-0234/2006

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Präsidentschaftswahlen in Belarus

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Lage in Belarus, insbesondere die 
Entschließung vom 16. Februar 20061,

– unter Hinweis auf die Erklärung des Vorsitzes im Namen der Europäischen Union zu den 
Präsidentschaftswahlen vom 22. März 2006 in Belarus sowie der Schlussfolgerungen des 
Europäischen Rates vom 23.-24. März 2006 zu Belarus,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen der OSZE/BDIMR-Wahlbeobachtungsmission 
anlässlich der Präsidentschaftswahlen vom 19. März 2006 in Belarus,

– gestützt auf Artikel 103 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die zu den Präsidentschaftswahlen vom 19. März 2006 in Belarus 
entsandte OSZE/BDIMR-Wahlbeobachtungsdelegation zu dem Schluss gekommen ist, 
dass die Präsidentschaftswahlen 2006 in Belarus nicht den internationalen demokratischen 
Standards entsprochen haben; in der Erwägung, dass der Europäische Rat, der Europarat, 
die Vereinigten Staaten und die meisten anderen internationalen Institutionen und 
Regierungen zu der Schlussfolgerung gelangt sind, dass bei den Wahlen erhebliche 
Unregelmäßigkeiten zu verzeichnen waren,

B. in der Erwägung, dass durch den unbegrenzten Einsatz der Staatsmacht und die 
zahlreichen Verhaftungen durch das belarussische Regime in der Zeit vor den Wahlen die 
Grundrechte der Bevölkerung von Belarus in Bezug auf Versammlungsfreiheit, Recht auf 
Zusammenschluss und Meinungsfreiheit in eklatanter Weise missachtet wurden,

C. in der Erwägung, dass die demokratische Opposition trotz ständiger massiver 
Beeinträchtigung ihrer Tätigkeit, zahlreicher Festnahmen von Oppositionsanhängern 
sowie öffentlicher Drohungen und Terrorismusanschuldigungen immer noch den Mut 
fand, sich Präsident Lukaschenko und seinem Regime auf demokratische Weise 
entgegenzustellen,

D. in der Erwägung, dass nach den manipulierten Wahlen tausende belarussischer Bürger den 
Mut hatten, auf die Straße zu gehen und gegen den vom Regime begangenen Wahlbetrug 
zu protestieren, obwohl Präsident Lukaschenko damit gedroht hatte, jedem „den Hals 
umzudrehen“, der versucht, durch Proteste der Bevölkerung nach dem Ergebnis der 
Wahlen an die Macht zu gelangen, und obwohl es Hinweise auf eine drastische 
Bestrafung der während dieser Proteste festgenommenen Personen, bis hin zur 
Todesstrafe, gab,

E. in der Erwägung, dass öffentliche Demonstrationen und Proteste vom Regime gewaltsam 

1 Angenommene Texte, P6_TA(2006)0066.
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unterbunden und hunderte von Demonstranten in Haft genommen wurden, darunter der 
Oppositionskandidat Alexander Kozulin und mehr als 20 ausländische Journalisten, und 
dass zahlreiche andere Personen schwer verletzt wurden,

F. in der Erwägung, dass die Europäische Union immer wieder ihre Bereitschaft betont hat, 
enger mit Belarus zusammenzuarbeiten, was jedoch von der Verpflichtung des Landes zur 
Demokratisierung und zu Reformen abhängt,

1. lehnt die Umstände, unter denen die Präsidentschaftswahlen stattgefunden haben, sowie 
das von den belarussischen Staatsorganen gemeldete Ergebnis dieser Wahlen vollständig 
ab;

2. verurteilt mit Nachdruck die vom belarussischen Regime verübte Gewalt und die von ihm 
angeordnete willkürliche Festnahme von mehreren tausend Menschen, die den Mut 
fanden, gegen die Manipulierung der Präsidentschaftswahlen und die Missachtung der 
Grundrechte des belarussischen Volkes zu protestieren;

3. bringt seine uneingeschränkte Solidarität mit allen Belarussen zum Ausdruck, die sich 
weiterhin für ein unabhängiges, offenes und demokratisches Belarus auf der Grundlage 
der Rechtsstaatlichkeit einsetzen, und unterstützt diese Personen;

4. fordert die Kommission und den Rat sowie die gesamte internationale Gemeinschaft auf, 
ihre Unterstützung für das belarussische Volk zu verstärken und ihren Druck auf das 
belarussische Regime beträchtlich zu erhöhen, damit es die diktatorische Unterdrückung 
seines Volkes beendet, alle Inhaftierten unverzüglich freilässt und so bald wie möglich 
neue, demokratische Wahlen abhält;

5. begrüßt den Beschluss des Europäischen Rates, restriktive Maßnahmen gegen die für die 
Verletzung internationaler Wahlnormen Verantwortlichen, darunter Präsident 
Lukaschenko, zu ergreifen; fordert, dass ein umfassendes Paket von konkreten und 
unmittelbar anwendbaren „klugen“ Sanktionen – die die für die Unterdrückung 
Verantwortlichen gezielt treffen, ohne den Bürgern von Belarus weiteres Leid zuzufügen 
– vorgelegt wird;

6. betont, dass ein solches umfassendes Maßnahmenpaket auch eine Ausweitung und 
Verschärfung des Visaverbots gegen hohe Beamte des Regimes, die Sperrung ihrer 
Bankkonten und das Einfrieren sonstiger Guthaben sowie restriktive Maßnahmen gegen 
die mit ihnen unmittelbar und persönlich verbundenen Unternehmen beinhaltet;

7. fordert gleichzeitig den Rat und die Kommission auf, die Unterstützung für die 
unabhängigen Medien in Belarus, insbesondere für die Ausstrahlung unabhängiger 
Rundfunk- und Fernsehprogramme aus dem Ausland sowie die Unterstützung für 
unabhängige Journalisten und Zeitungen, fortzusetzen und zu verstärken; fordert ferner 
eine verstärkte finanzielle und organisatorische Unterstützung für die demokratische 
Opposition, die Zivilgesellschaft und die Menschenrechtsorganisationen; fordert 
schließlich auch die Aufhebung der Visabeschränkungen für die an pro-demokratischen 
Aktivitäten Beteiligten sowie Studenten;

8. zeigt sich bestürzt über die positiven Reaktionen der russischen Staatsduma und des 
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russischen Präsidenten Putin auf die Durchführung der Präsidentschaftswahlen in Belarus 
und ihr Ergebnis; fordert den Rat und die Mitgliedstaaten auf, einen unmissverständlichen 
Appell an Russland zu richten, sich an den Bemühungen der Europäischen Union und 
aller anderen demokratischen Staaten um die Einrichtung eines demokratischen 
politischen Systems in Belarus unter Achtung der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit zu beteiligen; ist der Auffassung, dass konkrete Anstrengungen in 
dieser Richtung im Rahmen des Europarates und der OSZE unternommen werden sollten, 
da Russland – zusammen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union – beiden 
Organisationen angehört;

9. fordert die in der G8 vertretenen Mitgliedstaaten auf, die derzeitige Lage in Belarus auf 
die Tagesordnung des bevorstehenden Frühjahrsgipfels zu setzen, auf dem sich Russland 
verpflichten sollte, seine Position gegenüber Präsident Lukaschenko und seinem Regime 
zu ändern und seine engen Beziehungen zu Belarus zu nutzen, um die Demokratie sowie 
politische Reformen in diesem Land zu fördern;

10. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten, der Vereinigten Staaten und Russlands 
sowie der Parlamentarischen Versammlung der OSZE und des Europarates zu 
übermitteln.


